
Gewonnen und trotzdem nicht 
umgesetzt



Warum dieser Workshop?
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Erfahrungen aus Göttingen
Martin von Göttingen Zero
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In Göttingen wurde der Radentscheid I gewonnen





Protected Bike Lanes



Nach einem Jahr

Die Stadt hat zwar auf einer Länge von 150 m eine 
Protected Bike Lane an der Reinhäuser Landstraße in Höhe 
des Neuen Rathauses eingerichtet und damit in diesem 
Punkt 10 % der Vorgabe erfüllt, jährlich 1,5 km Protected 
Bike Lanes einzurichten. Dies ist jedoch die einzige 
Maßnahme, die dem Radentscheid Rechnung trägt.



Nach einem Jahr 

0 km Trennung von Fahrrad und Auto bei Mischverkehr auf Hauptstraßen
0 Maßnahmen zur Ertüchtigung bestehender Fahrradstraßen nach Bürgerentscheid-Vorgaben
Bei den 12 anderen auswertbaren Einzelvorgaben des Radentscheids wurden jeweils 0 % umgesetzt:
0 Ertüchtungen von Kreuzungen (Vorgabe im Bürgerentscheid: 2 pro Jahr)
0 sogenannte Bettelampeln ausprogrammiert
0 von 63 Fahrrad-Grünpfeilen installiert
0 m Dooring-Zonen nach den Vorgaben des Bürgerentscheids abmarkiert
0 Überdachungen von Fahrrad-Abstellanlagen angebracht
0 Wegweisungen von Fahrrad-Nebenstrecken ausgewiesen (eine wurde beantragt, in Geismar)
0 zusätzliche Fahrradbügel in der inneren Fußgängerzone installiert
Kein neuer Winterdienstplan wurde erstellt
An Baustellen keine gleichberechtigte Behandlung der Verkehrsarten
Keine Änderung der Prioritätensetzung beim Einsetzen von Personal der Stadtverwaltung



Warum ist so wenig passiert?

Aus Sicht der Stadtverwaltung:

• Kein Geld

• Kein Personal

• Schlechtes Wetter

• Falsche Farbe



Die Einschaltung der Kommunalen Aufsicht

„Angesichts der öffentlichen Positionierung im direkten Vorfeld der Wahl, der faktischen

Nichtumsetzung nach über einem Jahr und der ausdrücklichen Weigerung, einzelne Punkte

umzusetzen (siehe Erläuterungen zu Vorgaben 6, 9 und 10), sehen wir daher die Befürchtung als

berechtigt an, dass eine Umsetzung der Kernanliegen des Bürgerentscheids gegenwärtig nicht

geplant wird, und das Bürgervotum folglich ins Leere zu laufen droht.

Einen Bürgerentscheid nicht umzusetzen widerspricht seiner bindenden Wirkung. Hier wird der

demokratisch gefasste Wille der Bevölkerung direkt missachtet. Dies widerspricht dem

ureigenstenGedanken der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit.

Ein erfolgreicher Bürgerentscheid ist eine rechtlich wirksame demokratische Vorgabe, deren

Umsetzung von der Bevölkerung berechtigterweise erwartet werden kann.“



A few moments later….

„Vorab möchte ich betonen, dass ich Ihr bürgerschaftliches 

Engagement als Beitrag zu einer starken kommunalen 

Selbstverwaltung sehr zu schätzen weiß. Ich begrüße ausdrücklich, 

dass die im Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) vorgesehenen Instrumente der Bürgerbeteiligung von 

engagierten Bürgerinnen und Bürgern erkannt und genutzt werden.“
…..

„Ich bin zu dem Ergebnis gekommen, dass ich mich derzeit nicht 

dazu veranlasst sehe, gegenüber der Stadt Göttingen förmliche 

kommunalaufsichtliche Mittel nach § 173 ff. NKomVG zu ergreifen.“



A few moments later….

„Wenngleich ich mich nach alledem nicht dazu veranlasst 
sehe, eine in den § 173 ff. NKomVG vorgesehene förmliche 
Maßnahme zu ergreifen, habe ich der Stadt Göttingen für die 
weiteren Ausführungsarbeiten Hinweise auf die Rechtslage, 
insbesondere zur Verbindlichkeit eines Bürgerentscheids, 
gegeben.“



Und was nun?

Rechtsberatung?

Anwältin/Anwalt?

Wie finde ich eine/n Anwältin/Anwalt? 

Wie finanziere ich diese Beratung?

Kann ich klagen? Gegen wen?

Kann ich die Kommunalgesetzgebung beeinflussen?



Rechtsberatung: climateclinic.de



Wo steht Göttingen im Moment?

Auch die beiden OB-
Kandidat*innen, die 
am 27.9.26 zur
Stichwahl antreten, 
stehen im
Wahlkampf zum
Radentscheid…



Erfahrungen aus Dresden
Christian von DresdenZero
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IEK Dresden

Stadtratsbeschluss A0011/19 vom 30.01.2020

• Klimaschutz als städtische Aufgabe von höchster 

Priorität für die Daseinsvorsoge durch die Stadt

• Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept (IEK) der 

Landeshauptstadt Dresden grundlegend zu 

überarbeiten

• Erreichung Klimaneutralität deutlich vor 2050



Bürgerbegehren DresdenZero:

„Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Rahmen 
der beschlossenen Überarbeitung des Integrierten 
Energie- und Klimaschutzkonzepts der 
Landeshauptstadt Dresden (IEK) das Ziel der 
Klimaneutralität bis 2035 festzuschreiben und den 
entsprechenden Maßnahmenkatalog auf dieses Ziel 
auszurichten.“

• Juni 2022: Übergabe von 30.000 Unterschriften an 
den Dresdner Oberbürgermeister

• Dezember 2022: Annahme durch den Stadtrat, 
zusätzlich Klimaneutralität 2040 prüfen

• Bisher kein Beschluss des IEKs
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IEK Dresden
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IEK Dresden

Stadtratsbeschluss am 16.12.2022 Annahme Bürgerbegehren mit Klimaneutralitätspfad 2035

09.06.2024 Kommunalwahl Dresden

Stadtratsbeschluss A0011/19 vom 

30.01.2020
Beauftragung zur Erstellung eines IEKs

Februar 2024 Veröffentlichung IEK

Stadtratsbeschluss  am 

26.03.2026

Kenntnisnahme IEK mit Ablehnung  sämtlicher Ziele

Beschluss

https://ratsinfo.dresden.de/getfile.asp?id=879362&type=do


Aktueller
Stadtrat in 
Dresden

06/2024 -
06/2029

Bild: Stadt Dresden, Fraktionen des Stadtrates
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IEK Dresden

Stadtratsbeschluss A0147/26 vom 26.03.2026

• Kenntnisnahme IEK

• Feststellung, dass Teile (von Zielen und 

Maßnahmen) nicht umsetzbar sind

• Klimaneutralität im Rahmen der 

gesetzlichen Regelungen

• Nur Durchführung wirtschaftlicher 

Maßnahmen, keine zusätzlichen 

personellen Einsätze

• Gründung eines interdisziplinären Teams



Wer sind wir?

Haben wir

bereits

ähnliche

Erfharungen

gemacht?



Rechtliche Leitplanken
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Vier rechtliche Leitplanken für die Praxis

Kommunalaufsicht

Formaler Weg

Begrenzt wirksam

Landesrecht

Bindung und Rechtsschutz

unterscheiden sich

Klagebefugnis

Nach erfolgreichem Entscheid nicht 

automatisch gegeben

Bindungsfrist

Strategische Deadline

Früh handeln

Wann muss

eine Initiative

handeln?



↻ GermanZero1. Grundlagen

Was ist ein Bürgerbegehren, was ein Bürgerentscheid?

Bürgerbegehren
Initiative aus der

Bürgerschaft mit

Unterschriftensammlung

Bürgerentscheid
Abstimmung der

Bürger:innen

Wirkung
Ein erfolgreicher

Bürgerentscheid wirkt

wie ein Ratsbeschluss

Landesrecht
Bindungsfrist und

Rechtsschutz unterscheiden

sich je Bundesland

Niedersachsen
Wirkung wie Ratsbeschluss

Bindungsfrist: 2 Jahre

Sachsen
Wirkung wie Ratsbeschluss

Bindungsfrist: 3 Jahre

Wichtig für die Praxis
Kein bundesweit einheitliches Schema.

Entscheidend sind Kommunalrecht und

Rechtsprechung des jeweiligen Landes.

Für den Workshop genügt: Ein Bürgerentscheid ist stark, aber nicht überall gleich stark abgesichert.

Quelle: Kurzgutachten RA Dr. Philipp Schulte, März 2026; interne Einschätzung GermanZero, April 2026 Seite 2 / 8



↻ GermanZero2. Zeitachse

Die Uhr läuft: Bindungsfrist als strategische Deadline

Erfolgreicher

Bürgerentscheid

Während der

Bindungsfrist

Nach Ablauf

der Frist

In dieser Phase
Der Beschluss ist bindend. Genau in

dieser Zeit muss Umsetzung organisiert,

eingefordert und überwacht werden.

Danach
Die besondere Bindungswirkung entfällt.

Der Rat kann den Beschluss grundsätzlich

wieder ändern oder aufheben.

Beispiel Göttingen
09.06.2024 gewonnen →

Bindungsfrist endet im Juni 2026

Beispiel Dresden
15.12.2022 angenommen →

Bindungsfrist in Sachsen Ende 2025 abgelaufen

Quelle: Kurzgutachten RA Dr. Philipp Schulte, März 2026; interne Einschätzung GermanZero, April 2026 Seite 3 / 8



↻ GermanZero

↻

3a. Gerichtliche Durchsetzung

Kann man die Umsetzung einklagen?
Im Gutachten für Göttingen werden drei Hürden besonders deutlich.

1 2 3

Klagebefugnis
Nach der bisherigen 

Rechtsprechung des OVG 

Lüneburg haben weder 

Vertretungsberechtigte noch 

einzelne Bürger:innen 

automatisch ein subjektives 

Recht auf Vollzug.

Eilverfahren: 

Anordnungsgrund
Für ein Eilverfahren braucht es 

Eilbedürftigkeit. Allein der Ablauf

der Bindungsfrist reicht dafür

voraussichtlich nicht ohne

Weiteres aus.

Eilverfahren:

Keine

Vorwegnahme
Ein Eilverfahren kann die 

Verwaltung regelmäßig

nicht einfach sofort zur

vollständigen Umsetzung

verpflichten.

Kernaussage
Das Problem ist nicht nur der Beschluss selbst. Das Problem ist, wer seine Umsetzung gerichtlich durchsetzen kann.

Quelle: Kurzgutachten RA Dr. Philipp Schulte, März 2026; interne Einschätzung GermanZero, April 2026 Seite 5 / 8



↻ GermanZero4. Wenn der Rat gegensteuert

Was passiert bei einem entgegenstehenden Beschluss?

Während der Bindungsfrist
Der Bürgerentscheid bindet Rat und Verwaltung. Ein 

entgegenstehender Beschluss ist in dieser Phase rechtlich 

besonders problematisch.

Nach Ablauf der Bindungsfrist
Dann kann der Rat den Beschluss grundsätzlich wieder ändern oder 

aufheben. Politisch kann das hoch problematisch sein, rechtlich ist es 

aber deutlich schwerer anzugreifen.

Wenn konkret ein Aufhebungs- oder Änderungsbeschluss droht
Dann kann geprüft werden, ob ein Eilantrag zur vorläufigen Sicherung sinnvoll ist. Das wäre juristisches Neuland und kein 

sicherer Weg.

Für Initiativen heißt das: Früh reagieren, nicht erst, wenn die Beschlussvorlage schon auf dem Tisch liegt.

Quelle: Kurzgutachten RA Dr. Philipp Schulte, März 2026; interne Einschätzung GermanZero, April 2026 Seite 6 / 8



↻ GermanZero

↻

3. Optionen bei fehlender Umsetzung

Was tun, wenn die Kommune nicht umsetzt?
Erst den Werkzeugkasten sehen. Danach über Wirksamkeit sprechen.

Verwaltung

ansprechen
informell und formal

Sachstand

verlangen
Fristen und Zuständigkeiten

klären

Kommunalaufsicht
aufsichtsrechtlich

adressieren

Anwaltliches

Schreiben
Druck und Präzisierung

Dienstaufsicht
persönliche

Verantwortlichkeit prüfen

Presse und

Öffentlichkeit
politischen Druck erhöhen

Wichtig
Nicht alle Wege sind gleich wirksam. Rechtlich schwächere Instrumente können politisch trotzdem wichtig sein.

Quelle: Kurzgutachten RA Dr. Philipp Schulte, März 2026; interne Einschätzung GermanZero, April 2026 Seite 4 / 8



Rechtsschutz als Teil der

Umsetzungsstrategie

Früh handeln, nicht erst 

kurz vor Fristende.

Beschluss, Frist und 

Zuständigkeit klären.

Druck und Recht verbinden.

Verwaltung adressieren, 

Öffentlichkeit herstellen,

Kommunalaufsicht nutzen, 

gerichtliche Schritte prüfen.

Ziel ist nicht nur ein gewonnener 

Entscheid,

sondern eine belastbare Umsetzung.



Gemeinsam vom Fall zum 
Leitfaden
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Vier Gruppen, vier Phasen

3. Eskalation

Verzögerung sichtbar machen

2. Umsetzung

Fahrplan und Monitoring

1. Vorbereitung

Forderung und Frist klären

4. Bindungsfrist

Frühzeitig vorbereiten

Welche fünf

Regeln helfen

anderen 

LocalZero

Gruppen?
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